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Antrag 

der Abgeordneten Schmitt-Vockenhausen, Dr. Zimmermann 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung der Wehr disziplinär Ordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Die Wehrdisziplinarordnung in der Fassung vom 
9. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S, 697), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Neuordnung des Bun- 
desdisziplinarrechts vom 20. Juli 1967 (Bundesge- 
setzbl. I S. 725), wird wie folgt geändert: 

§ 28 erhält folgende Fassung: 

„§ 28 

Verhängen von Arrest 

(1) Arrest darf erst verhängt werden, nachdem der 
Richter des zuständigen, notfalls des nächsterreich- 
baren Truppendienstgerichts zugestimmt hat, 

(2) Der Disziplinarvorgesetzte teilt dem Richter 
in seinem Antrag auf Zustimmung die beabsichtigte 
Strafdauer mit. Er fügt dem Antrag die nach § 21 a 
entstandenen Vorgänge bei; die Äußerung des Be- 
schuldigten nach § 21 a Abs. 3 muß von diesem un- 
terschrieben sein. Beizufügen sind ferner ein Aus- 
zug über Anerkennungen und Bestrafungen aus dem 
Disziplinarbuch oder den Personalakten und, soweit 
erforderlich, eine Darstellung des Sachverhalts. 

(3) Der Richter stimmt dem beabsichtigten Arrest 
zu, wenn er diese Strafe für angebracht hält; die 
Entscheidung bedarf keiner Begründung. Will der 
Disziplinarvorgesetzte ganz oder teilweise von der 
Verhängung eines Arrestes absehen, dem der Rich- 
ter bereits zugestimmt hat, hat er die erneute Zu- 


stimmung des Richters einzuholen. Lehnt der Rich- 
ter es ab, dem Arrest zuzustimmen, stimmt er nur 
einem kürzeren Arrest zu oder stimmt er nicht zu, 
daß der Disziplinarvorgesetzte nach Satz 2 von der 
Verhängung eines Arrestes absieht, so hat er diese 
Entscheidung zu begründen. Ist er der Auffassung, 
daß eine Laufbahnstrafe angebracht ist, so über- 
sendet er die Akten der Einleitungsbehörde zur 
weiteren Entschließung (§ 72). 

(4) Der Disziplinarvorgesetzte kann in den Fällen 
des Absatzes 3 Satz 3 binnen drei Tagen nach Be- 
kanntgabe der richterlichen Entscheidung das Trup- 
pendienstgericht anrufen. Hält das Truppendienst- 
gericht den beabsichtigten oder einen kürzeren 
Arrest für angebracht, so verhängt es diesen selbst. 
Der Beschuldigte ist vor der Entscheidung zu hören. 
Dem Beschuldigten darf nur eine Begründung für die 
verhängte Strafe mitgeteilt werden. Hält das Trup- 
pendienstgericht Arrest nicht für angebracht, so ent- 
scheidet der Disziplinarvorgesetzte, ob er eine an- 
dere Disziplinarstrafe gegen den Beschuldigten ver- 
hängt. Hält das Truppendienstgericht eine Laufbahn- 
strafe für angebracht, so übersendet es die Akten 
der Einleitungsbehörde zur weiteren Entschließung. 

(5) An Bord von Schiffen außerhalb der Hoheits- 
gewässer der Bundesrepublik Deutschland darf 
Arrest verhängt werden, bevor der Richter ihm zu- 
gestimmt hat, wenn der Richter nicht erreichbar ist 
und die militärische Disziplin auf andere Weise 
nicht aufrechterhalten werden kann. § 30 Nr. 1 und 
§ 33 Abs. 1 gelten nicht. Hat das Schiff einen Hafen 
der Bundesrepublik Deutschland erreicht, so sind 
die Vorgänge unverzüglich dem Richter vorzulegen. 
Stimmt er der verhängten Disziplinarstrafe nicht zu, 
so hebt er sie zugleich auf. Die Absätze 1 bis 4 gel- 
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ten sinngemäß. § 32 Abs. 4 gilt mit der Maßgabe 
entsprechend, daß die Frist nach § 7 Abs. 2 Satz 1 
mit der Aufhebung der Strafe beginnt. 

(6) Der Richter und das Truppendienstgericht kön- 
nen dem Bundesverwaltungsgericht Rechtsfragen 
von grundsätzlicher Bedeutung vorlegen. § 18 Abs. 4 
der Wehrbeschwerdeordnung gilt entsprechend. 


Von der Vorlage bis zur Entscheidung des Bundes- 
verwaltungsgerichts läuft die Frist nach § 7 Abs. 2 
Satz 1 nicht." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 16. November 1967 


Schmitt- Vockenhausen 
Berkhan 
Bühling 
Gscheidle 
Haar (Stuttgart) 
Hübner 
Frau Renger 
Schonhofen 


Dr. Zimmermann 
Brück (Köln) 
Frau Enseling 
Ernesti 
Falke 

Dr. Kempfier 
Dr. Klepsch 
Koppler 
Picard 

Rommerskirchen 


Dorn 
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Begründung 


Nach § 28 WDO in der geltenden Fassung darf der 
Disziplinarvorgesetzte Arrest gegen einen Soldaten 
erst verhängen, nachdem der Truppendienstrichter 
die Strafe nach Art und Dauer für rechtmäßig erklärt 
hat. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in einem Beschluß 
vom 2. Mai 1967 — 2 BvR 391/64, 263/66 — (Neue 
Juristische Wochenschrift 1967 S. 1651) ausgeführt, 
Zweifel an der Grundgesetzmäßigkeit dieser Rege- 
lung könnten sich daraus ergeben, daß Arreststrafen 
vom Disziplinarvorgesetzten angeordnet würden 
und der Richter auf die Prüfung der Rechtmäßigkeit 
beschränkt sei-, es möge fraglich erscheinen, ob der 
Richter unter diesen Umständen, wie nach Arti- 
kel 104 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes geboten, in 
vollem Umfang die Verantwortung für diese Maß- 
nahme übernehme. 

Das Bundesverfassungsgericht hat die aufgeworfene 
Frage im Beschluß vom 2. Mai 1967 nicht entschie- 
den. Inzwischen hat jedoch ein Truppendienstrichter 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts be- 
antragt. Dieser Truppendienstrichter lehnt es ab, 
Arrest nach § 28 Abs. 1 WDO für rechtmäßig zu er- 
klären. Die übrigen Truppendienstrichter halten § 28 
WDO bisher für grundgesetzmäßig. Sie folgern aus 
dem Gesamtinhalt der Vorschrift, insbesondere aus 
ihrem Absatz 3, daß der Richter bereits nach gelten- 
dem Recht nicht nur die Rechtmäßigkeit, sondern in 


vollem Umfang auch die Zweckmäßigkeit des bean- 
tragten Arrestes prüfen müsse und deshalb die volle 
Verantwortung für die beabsichtigte Freiheitsentzie- 
hung trage. 

Die Folgen dieser unterschiedlichen Auslegung des 
Gesetzes müssen sich auf die Disziplin in der Bun- 
deswehr sehr nachteilig auswirken. Darüber hinaus 
muß mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß das 
Bundesverfassungsgericht § 28 WDO für grund- 
gesetzwidrig erklärt. Dann könnte in der ganzen 
Bundeswehr vom Disziplinarvorgesetzten kein Ar- 
rest mehr verhängt werden. Da der Arrest zur Auf- 
rechterhai tu ng der Disziplin nicht entbehrt werden 
kann, kann dieses Wagnis nicht eingegangen wer- 
den. 

Es ist danach geboten, § 28 WDO unverzüglich so 
zu ändern, daß die Bedenken des Bundesverfas- 
sungsgerichts gegenstandslos werden. Diesem An- 
liegen trägt der Entwurf Rechnung. Er bestimmt, daß 
der Richter dem beabsichtigten Arrest nur zustim- 
men darf, wenn er ihn für angebracht hält (Absatz 3 
Satz 1 der Neufassung), und bindet den militärischen 
Vorgesetzten in der Weise an die Entscheidung des 
Richters, daß der Disziplinarvorgesetzte von der 
Verhängung des vom Richter gebilligten Arrestes 
nur mit dessen Zustimmung absehen darf (Absatz 3 
Satz 2 der Neufassung). Damit ist es voll in die Hand 
des Richters gegeben, ob und in welcher Höhe ein 
Soldat mit Arrest bestraft wird. 
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